
I n f o r m a t i o n e n  aus dem L a n d t a g  N o r d r h e i n - W e s t f a l e n ,  32. Jahrgang, 13. Wahlperiode, 18.9.2001 

Die Woche 
im Landtag 

Landtag gedenkt der Opfer des Terrors in den USA 
Stilles Gedenken an die noch unbekannte Zahl der Opfer und Mitgefühl mit den Angehörigen 
hat LandtagsprBsident Ulrich Schrnidt in seiner Rede zu Beginn der Plenarsitzung am 12. Sep- 
tember ausgedrückt. Der PrBsldent fühhne aus: 

Seit dem gestrigen Tage ist nichts mehr, wie den. endlich begriffen haben und sie wach- 
es war. Seit dem gestrigen Tag, an dem eine gerünelt wurden, dass Frieden und Freiheit 
verheerende Weile desTerrors die Vereinigien insgesamt auf dem Splel stehen. Wer Terroris- 
Staaten von Amerika überrollte, sind wir auf- mus duldet - offen oder versteckt - oder als 
gewühlt sind wir fassungslos, hilflos und auch politisches Instrument auch nur in Eiwägung 
wütend über das Ausmaß von Gewalt und zieht verstößt gegen die fundamentalen Wer- 
Hass, zu dem Menschen fähig sein k6nnen. te, die das Zusammenleben der Völker auch 
Der Landtag Nordrhein-Westfalen, das ganze untereinander begründen. 
Land und seine 18 Millionen Menschen g s  Die gestrige Welle der Gewalt gegen die Ver- 
denken der vielen tautiend Toten. Wir sind mit einigten Staaten von Amerika muss uns dazu 
unseren Gedanken bei den Opfern, deren Fa- veranlassen, deutlich zu machen, wie elemen- 
milien und den Vereinigten Saaten Mn Ame- tar die Institution Demokratie mit den Grund- 
rika. Ihnen allen g i l  unser Mitgefühl. rechten für die ~ f , ~ l t ~ ~ ~  der würde des 
Vielleicht ist es Ihnen so ergangen wie mir: In schen, für die Erhaltung der unverletztlichen 
einer Nacht voller Unnihe hatte ich die Bilder Menschenrechte und für das Recht auf Leben 
immer wieder vor Augen, dle einstürzenden und die Freiheit von Personen ist Denn haben 
Türme des World Tmde Centers, das in Feuer Gewalt und Rassismus, Fremdenfeindiichkeit 
aufgehende Pentagon sowie die voller Angst und Rassismus keine Chance, neuen Niihrbo- 
und Schmerz verzerrten Gesichter von Opfern den zu finden. Demokratie ist die Vorausset- 
und Einsaizkränen. Sie machen uns bewusst: zung für Friedensfähigkeit. Davon ableiten 
Was wir in seiner Dimension bisher für un- dürfen wir jedenfalls eines nicht: angesichts 
denkbar gehalten haben, ist scheckliche der sich überschlagenden Ereignisse und 
Realiit geworden. Den Termristen ging es mit Meldungen in Misstrauen und Abgrenzung 
der nes: Wucht um das ihrer blanke Gewalttaten Entsetzen. nur noch um ei- ~,";;,üd;~f~Uf;,"~,"n,;;e$~;;;er~ 
Ein Welteres kommt hinzu: Wer eine solche Land müssen alte Menschen. gleich welcher 

Dimension der Gewalt einschlägt, plant und Naliwlität Religion oder Hautfarbe. auch 
durchführt bis ins Detail, der will Versländii zukünftig in Frieden ieben können. 
gung und Koniiiktl6sungen von vornherein un- Ein Letzter  um der mir besonders am Her- 
möglich machen, der will Bemühungen um Zen liegt: Der Landtag Nordrhein-Westfalen 
Besonnenheit Vernunft und Ausgleich schon und die 18 Millionen Menschen unseres Lan- 
im Keim e r s i i w .  Das heißt letztlich: Der will des stehen in dieser schweren Zeit helnd, 
jegliche freiheitlichdemokratische Ordnung stützend und solidarisch an der Seite des 
mit ihren Qrundwerten, insbesondere dem amerikanischen Volkes. Wir Deutschen haben 
Schutz und der Würde des Menschen, Zer- nicht vergessen. dass es die Menschen der 
stören. Vereinigten Slaaten von Amerika waren. die 
Die unvorstellbare Weile b~ta ler  Gewalt lrim viele von uns nach dem Ende des Zweiten 
zuerst die Vereinigten Saaten von Amerika In Weltkrieges vor dem Hungertod bewahrt ha- 
zweiter Linie triiit sie alle demokratischen, to- ben, deren politische Repräsentanten mithai- 
lemnten und offenen Gesellschaften mitten fen, das zerstijrte Deutschland politisch wie- 
ins Herz Mit Erschütterung und Entsetzen der aufzubauen und in die internationale VÖI- 
m(issen wir feststellen, wie verwundbar uns* kergemeinschaft zurückzuführen. Sie haben 
re freiheitliche Grundordnung ist Ebenso uns damit nach der Nazidiktatur wieder neues 
müssen wir konstaiieren, wie schwierlg. ja wie Seibsivertrauen vermittelt Vor diesem 
unmöglich ein umfassender Schutz vor terro- geschichtiichen Hintergrund ist es für uns 
ristischen Anschlägen ist Die schrecklichen Deutsche und die Menschen in Nordrhein- 
Ereigniess des gestrigen Tages sind ein An- Westfalen ein Gebot der Freundschaft dem 
schlag auf die gesamte zivilisierte Weit Doch bis ins Mark erschütterten Amerika zur Seite 
trotz der Trauer, trotz der Wut, trotz der Enttäu- zu stehen. 
schung, dass wir es bis heute nicht gescham Heute gilt unser Mitgefühl den Hinterbliebe- 
haben, den Terrorismus zu verbannen und zu nen der Opfer, den Verletzten. dem gesamten 
einem friedlichen Zusammenleben zu kom- amerikanischen Volk 
men, stellt sich die Frage: Wie gehen wir mit In dieser Stunde, meine Damen und Herren, 
der Tragödie um? Was hat sie verdndert? fingen die Einsatzkräfte um Hunderte von 
Müssen wir etwas ändern? Uberlebenden, die In den irümmern verschüt- 
Ich habe die Hoffnung, dass das Ausmaß der tet sind. Wir hoffen. dass diese Hilfe nicht zu 
Katastrophe nun auch wirklich die letzten Re spät kommt 
gierungen dieser Welf die bisher bei der inter- 
nationalen Terrorismusbekärnpfung eher in Ich bitte Sie um eine Minute des stillen Ge- 
der hinteren anstatt in der ersten Reihe stan- denkens. 

, 

Absage 
Aufgrund der Terroranschiäge gegen die 
USA hat der Landtag seine Plenarsitzungen 
für Woche abgesagt. Das 
erst wieder arn den 19. Septem- 
ber Zusammen, Dann soll eine zusanmen- 
gefasste Tagesordnung beraten Werden. 

Weltkindertag Seite 3 
Gegen jede richtet sich das Motto 
der diesjährigen zum Welt- 
kindertag irn Landespariarnent. Landtags- 
präsident Schrnidt hat 600 Schülerinnen 
und Schüler aus ganz NRW eingeladen. 

Papstaudienz Seite 5 
Eine des Petitionsausschusses 
des Landtags wurde in vom 
empfangen. 

Klimaschutz Seite 7 
D~~ den ~ ~ ~ k t i ~ ~ ~ ~  lange eMlartete ~ 1 , -  
rnaschutzkonzept NRW hat die Landes- 
regierung dem Landtag jetzt zugeleitet. 

Polenreise Seite 10 
Eine Parlamentariergruppe hat das Nach- 

besucht und die Anstrengungen im 
Strukturwandel und bei der Annäherung an 
die EU gewürdigt. 

Wort und Widerwort 

Ein Jahr Landeshunde- 
verordnung - weist die 

Bilanz Erfolg oder 
Misserfolg auf? 

Selten hat ein Thema in der letzten Zeit 
sOlche geschlagen wie die 
deshundeverordnung. Man erinnere 
Sich: Nach mehreren tödlich veriaufenen 
Hunde-Attacken auf Kinder und ältere 
Menschen sah die Politik Handiungsbe- 
darf, um die Bevölkerung vor weiteren 
Angriffen zu schützen. Nordrhein-West- 
falen und andere Bundesländer erließen 
Verordnungen, in denen die Pflichten der 
Halter bestimmter Hunderassen definiert 
wurden. Nach einem Jahr Gültigkeit der 
NRW-Landeshundeverordnung ziehen 
die Fraktionen eine Bilanz. (Seite 2) 



Wort und Widerwort 

W h  lrmgatd Schmid (SPD) 

bi der Diskussion um die Landwhundeveror~ muso Knnasns 
@I allen Beteiligten sein: Ober&% Zlel bWM dLr gr<36bnOgkb . . .. chen Vor aUm ICbldw mussmWr unberechenbs- 

I ren graisen Yynden geschw W&&. 
Vor dieesm Winbtgrund hat dle vot &em Jahr 
erlassene Landeshundeverordnung Wirkung 
-ezscgt. Die Landeshundeverordnung hat sich, 
uch wenn sie an einigen CPellen endcwungsbe- 

d 
-üriiig Lst, grundsätzlich bewLrt Mnd bisheri- 
gen Erkenntnissen Ist ein deuwer Ruckgang 
der schweren Beißzwischeniälle ieatzustellen. 
ihicksichgnrolle und verantwortungsbewusgte 
Hundshaltsr sind p n  der neuw Verordnung 
zum Teil ebenso betrofien, wie skrupellose 

und8 als Wafie missbrauchen und denen wegen Unzu- 
verläasiknit die Haltung untecsagt M e n  muss@. Doch-aus Sicht 
der SPD-Landtaasfraktion sind dle oräventiven Schutzmaßnahmen 
tor ~Isn @WIR & k&iwt%W& eüfi8ilverten als die m6alichen 
~&inshmll@k@ten ~ @ t i n s c h ~ & ,  die sich für ~und'ebesit- 
ag: M(n#(b dufgrliid von Vaadmnggn ergeben &nen. 
E& (24F -dicheh Verordnungen in den eIn- 
z e h n  Bunifeslaridem fsl es fur Hundehalter in der Bundeweoubllk 
scher, sich g ~ e s k o n f o r m  zu verhalten. Dwhatb muss eine 
möglicha bundesekiheitilche Lösung geschaffen werden Hierzu fln- 
den auf L&n*rebene Fachgesprae 6Wt Solite es In den nächsten 
Wochsn zu keiner Vereinheltflchuno der ver- 

Von Eckhard Uhlenberg (CDU) 

Wenn es die rot-grüne Landesregierung für einen Erfolg hält, 
dass sie die Landeshundeverordnung (LHV) ohne den Sachver- 
stand von Experten erarbeitet hat, dann ist 
die LHV ein Erfolg. Wenn es, die 
LandtagsfraMionen von SPD und GRUNEN 
richtia finden. dass sie nach Verabschie- 
dung-der LHV Sachverständige aus dem 
ganzen Land zu einer Anhörung in den 
Landtag einladen, obwohl feststand, dass 
die LHV sowieso nicht geändert wird, dann 
ist die LHV ein Erfolg. Wenn es SPD und 
GRUNE begrüßen, dass Ministerin Höhn 
zur wissenschaftlichen Begründung ihrer 
weltweit umfanareichsten Rasseiisten 
Sachverständige %ffentlich mehrfach bewusst falsch zitiert, 
dann ist die LHV ein Erfolg. Wenn die rot-grüne Landesregie- 
rung zufrieden damit ist dass die LHV und ihre Ausführungs- 
bestimmungen ein in vielen Teilen nicht vollzugsfahiges und für 
Bürger, Kommunen, Tierheime usw. kostentreibendes bürokrati- 
sches Monstrum ist, dann ist die LHV ein Erfolg. Wenn die Re- 
gierung Clement/Höhn stolz darauf ist, dass sie die Menschen 
in NRW in Hundehalter und Hundehasser gespaltet hat, dann ist 
die LHV ein Erfolg. 
Für die CDU ist klar: Die LHV ist ein eklatanter Misserfolg. Seit 

dem Sommer letzten Jahres haben wir 
schiedaen ~andeshundeverordnÜngen in wiederholt konkrete Änderungsvor- 
der Bundesrepubkk kommen, fordert die schlage unterbreitet Nach Auffassung der 
SPDLandtagsfreMion ein parlamentarisch CDU benötigen wir ein Landeshundege- 
zu beniiendes Landenihundegesetz N M .  setz in NRW, das umsetzbar ist und die 
Wlr sind der Auffassung, dass einermits die Ein Jahr Menschen wirksam vor tatsächlich ge- 
gellenden .Ft-%swiIsten' der Hundevemrd- fährlichen Hunden sowie deren verant- 
ntmg gehdeitiuerden müssen, aMjs~tsgL wortungslosen Züchtern und Haltern 
wegen der ab Januar 2002 W n Landeshunde- schützt. Wichtige lmpulse hierzu dürfte ei- 
Pllichten betroffene Hundehaler zu W h t  ne Expertenanhörung im Fachaus~chuss 
erwarten, dass hier abschlieBwd Klarheit verordnung - geben, die auf Antrag der CDU voraus- 
geschaffen wird. sichtlich im November stattfinden wird. 

Von Dr. Stefan GrüII (FDP) 
weist die Bilanz 

Von Reiner Prlggen (GRWE) 
Liberforderte Ordnungsämter, verunsicherte Erfolg oder Man muss sich immer wieder vor Augen 
Hundebesitzer sowie weitere traaische Beiß- hatten das die Landeshundever~d- ---- 
vorfälle markieren die bedrückende Bilanz nung nicht-aus Spafl und mit der Absloht, 

der seit Juli 2000 gel- Misserfolg auf? Hund* l r  W SCK 
tenden Hundeverord- kanieren gemac,ht , 
nung. Die Landesda- worden ist Sie'' i l  
tenschutzbeaultragte entstanden. weil es 
hat mehrfach öffent- 
lich auf die Rechtcwi- 

zunehmend Proble- 

drigkeit der Verord- me mit gefävrlichen 

nung hingewiesen. Rechtsgutachten belegen Beißvorfäilen gegeben hat. Sie ist aMuell 
die Verfassungswidrigkeit der LHV. erlassen worden nach der ecigagierten öi- 
Die FDP-LandtagsfraMion weiß sich mit der fentlichen Debatte um die tbdlichen Beiß- 
überwältigenden Mehrheit der über eine halbe ~ ~ ~ ~ l e  in Gladbeck und Hamburg. 

Million verantwortungsbewusster Hundehalter in Nordrhein-Westfa- w e g e n  war eine Hundeverordnung not- 
len einig in dem Ziel, die Bevölkerung wirksam vor tatsächlich ge- wendig, die ~ W Q l n g  Von der Regelung, dass es einen Vorfall 
fährlihen Hunden zu schützen. Die deneit gültige Hundeverord- gegeben haben I'nusste, bis dass die Ordnungsbehorden ein- 
nung wird diesem Ziel allerdings nicht gerecht Halbherzige Strafan- schritten zur ~~ibeugenden, die Bevölkerung besser schützen- 
drohungen sind nicht geeignet, denjenigen das ~andwerk zu legen, 
die ihre Hunde durch,tierquälerische Zucht und Haltung zu Waffen 
abrichten, um Menschen zu bedrohen und schwer zu verletzen. 
Die pauschalierte Stigmatisierung von 42 Hunderassen und ailer 
Hunde über 40 cm Widerristhöhe bzw. 20 kg Gewicht sowie deren 
Halter - immerhin 700 000 alleine in NRW - gehört sicherlich nicht 
zu den geeigneten Maßnahmen. Im Gegenteil: Rasselisten geben der 
interessierten Klientel lediglich die Orientierung, welche bisher nicht 
indizierte Rassen zukünftig zu .Kampfhundenu abgerichtet werden 
können. An die Stelle der aktuellen Verordnung muss daher endlich 
ein wirksames Regelwerk treten, das unter Einbeziehung externer 
Sachverständiger entwickelt wird, damit die Menschen vor BeiBatta- 
cken gefährlicher Hunde bewahrt und die Halter, die nicht geeignet 
sind ein Tier verantwortlich zu führen, drastisch bestraft werden. 
Die FDP Landtagsfraktion hat bereits im Juli 2000 ein 10-Punkte- 
Programm vorgelegt, das auf der Grundlage der Gefahrhundever- 
Ordnung des Jahres 1994 und unter Verzicht auf Rasselisten ein fai- 
res und sicheres Miteinander von Hundehaltern und Nicht-Hunde- 
haltern sicherstellt 

den Regelung. 
Die Regelung ist mit einmaligem zusätziichen Aufwarib ~ I B  
Halter gr60erer Hunde verbunden. aber das ist a& gneni, 
Sicht vertretbar angesichts des Schutzbedürfrtisses weitepiei- 
le der BevOlkerung. 
Es wird ja auch von seriösen Hundehaltern Überhaupt nioht be- 
stritten, dass der Leinenzwang auf öifen#k;&n Flächen, in 
Bussen und Bahnen sinnvoll ist. Es wird unterstWt, dass für 
Hunde eine Haftpflichtversicherung abgeschlossen werden 
muss, und dass die Hunde mit Chlps QWmnzeichnet werden 
müssen. Dass bei Haltern grbbrer und potentiell gefahrliche- 
rer Hunde der Nachwels der Sachkunde im Umgang mit Hun- 
den gefordert wird, ist auch unbestreitbar wrnünfiig. 
Unbefriedigend ist sicherlich, dass es jetzt In allen 16 Bundes- 
ländern unterschiedliche Regelungen gibt Deswegen ist es zu 
unterstützen, dass über die Konferenz der Länderinnenminis- 
ter versucht wird, zu einer bundeseinheitlichen Regeiung zu 
kommen. 

Laiidtag intern 13/2001 



Auch nach Stockholm und Genua: Polizei 
hält an nordrhein-westfälischer Linie fest 

,,Gefahrderansprachen" verstärkt jetzt auch im linken Spektrum 

Ein Punkt der Beratungen im Ausschuss für Innere Verwaltung und Verwaltungsreforrn un- 
ter dem Vorsitz von Klaus Stallmann ICDUJ war vor kurzem die Fraae. ob die nordrhein- 
westfälisc'he Polizei auf die ~ e w ä l t i ~ u n ~  von Demonstrationen ausre2hend vorbereitet ist, 
wie sie beim EU Gipfel am 15. und 16. Juni und beim späteren G &Gipfel in Genua -Horst 
Engel (FDP): .Hier gab es bürgerkriegsähnliche Zustände" - vorgefallen sind. 

Der Einsatzreferent im Innenministerium, Ste- ben das Innenministerium erreicht habe, in 
fan Feiler, ließ diese Bezeichnung aus poii- dem sich der Betroffene ausdrücklich für die 
zeilicher Sicht nicht gelten; er spreche lieber freundliche und professioneiie Art bedankt 
von einer „LageG, auf die die Polizei ange- habe, mit der dabei die nordrhein-westfäli- 
messen zu reagieren habe. Feller verwies auf schen Polizeibeamten damals in der rheini- 
die positiven Erfahrungen mit der nordrhein- schen Domstadt vorgegangen seien. Feiler 
weslfälischen Einsatzstrateg e beim Kolner unterstricn oei dieser Gelegenneil nach- 
WeltwirlschaflsaiofeI 1999 ~ n d  darauf. dass drücklicn die nordrhein-westfälische Linie bei 
aus dem   reis der bei diesem ~roßereignis Demonstrationen: Konfliktlindernde und ge- 
vorübergehend Festgenommenen und -er- waltdämpfende Maßnahmen bei entschiede- 
kennungsdienstlich Behandelten ein Schrei- nem polizeilichem Vorgehen gegen Gewalt. 

Weltkindertag im NRW-Landtag 
Mit Hip-Hop, lateinamerikanischer 

Musik und Paul Spiegel gegen Gewalt 
Im Düsseldorfer Landtag übernehmen am will damit einen deutlichen Akzent für Tole- 
20. Seotember Juaendlihe das Kommando. ranz und Zivilcouraae setzen. saate Schmidt. 
&rlar;entspräsid&i Ulnch Schmidt hat Der Andrang war SÖ groß, dass-wlost wer- 
zum Weltkindertag 600 SchUlennnen und den musste. Mehr als 300 Schulen aus 
Schüler aus ganz NRW eingeiaden, die im ganz NRW wollten sich an der Veranstal- 
Plenarsaal in Anwesenheit des Präsidenten tung zum Weltkindertag beteiligen, 80 
des Zentralrates der Juden. Paul Spiegel, ih- Schulen mit ieweils sechs Schülern kön- 
re Projekte gegen ~echtsextremismÜs und nen aber nuimitmachen. Wiederum zehn - . . . . . . . . . " 

3n präsentieren ihre Projekte zum 

I FREUNDE ÜBER 
ALLE GRENZEN ! 

Thema des Tages: 
"Freunde über alle Gren- 
zen." Mit dem Aktionstag 
soll ein deutliches Zei- 
chen gegen Gewalt ge- 
setzt werden: Die Schüler 
diskutieren über ihre Pro- 
jekte mit dem Landtags- 
präsidenten, mit dem 
Zentralratsvorsitzenden 
der Juden und den Politi- 
kern aller Fraktionen. 
.Rechtsextremismus ist 
kein vorübergehendes 
Problem mehr. so 
Schmidt Rechtsextremis- 
tisch motivierte Straftaten 
und Ubergrifie seien in 
den vergangenen Mona- 
ten angestiegen. .Der 
Kampf dagegen bedeutet 
für die Demokratie eine 
große Herausforderung.' 
Als besonderer Höhe- 
punkt erwartet die Teil- 
nehmer des "Großen 
Kinderparlamentd ein 
trendiaes Musikpro- 
gramm. Am Nachmhag 
treten die Hip-Hop-Band 
.Sons of Gastarbeita', 
der Teenie-Schwarm Ru- 
ben Gomez und die Hit- 
paradenstürmer ATC' 
auf. Ein Luhballonwettbe- 
werb rundet das Pro- 
gramm ab. 

Dr lngo Wolf (FDP) warf ein, durch rechtzei- 
tige Maßnahmen müsse bürgerkriegsähn- 
lichen Zuständen entgegengetreten wer- 
den. Das NRW-Konzept sei zu überdenken, 
ob es dazu geeignet sei. 
Felier teilte weiter mit, nachdem die Polizei 
des Landes im Vorfeld von Fußballspielen 
mit internationaler Beteiligung und von Neo- 
nazi-Demonstrationen aJte Erfahrunaen mit 
der gezielten ~nsprache von "~efährdern" 
(als gewaltbereit bekannte Hooligans oder 
Anhänger der rechten Szene) positive Er- 
fahrungen gesammelt habe, werde dieses 
Mittel auch verstärkt gegen "Gefährder" aus 
dem linken Spektrum eingesetzt. Der eine 
oder andere, so der Einsatzleiter, lasse sich 
durch solche .,Gefährderansprachen" von 
der Teilnahme an gewalttätigen Demonstra- 
tionen abhalten. Im Vorfeld der Tagung in 
Genua habe die nordrhein-westfälische Po- 
lizei in 15 Fällen zu diesem Mittel gegriffen. 
Daneben stünden den Behörden weitere 
Maßnahmen zur Verfügung. So werde von 
den Ordnungskräflen versucht, bekannte po- 
tentielle Gewalttäter an der Anreise zu hin- 
dern oder ihren Pass für Reisen ins Ausland 
einzuziehen. Dabei handele es sich um eine 
ordnungsrechtliche Maßnahme, die gericht- 
lich angefochten weraen könne. erklärte er 
auf Nachfraae von Monika Düker (GRUNEI. 
die sich zuvör über das Vorgehen der itali& 
nischen Polizei gegen Globalisierungsgeg- 
ner in Genua beklagt hatte: Erst als die Ju- 
stizbehörden eingeschaltet worden seien, so 
die Sprecherin, hätten nach ihrem Eindruck 
die massiven Rechtsverletzungen der italie- 
nischen Polizei ein Ende gehabt. Das Mittel 
des Passentzugs sollte verstärkt eingesetzt 
werden, urteilte Jürgen Jentsch (SPD). Es 
bedürfe irn Ubrigen einer gemeinsamen 
Strategie in Europa, für ein Problem, das nur 
auf europäischer Ebene zu lösen sei. 
lnnenminister Fritz Behrens erklärte dazu, 
die nordrhein-westfälische Polizei habe bis- 
her immer „lageangepasst" reagiert. Dabei 
habe sie ein gutes Bild abgegeben - .das 
gilt auch für die Zukunft". Er sei überzeugt. 
dass „unter Anspannung aller Kräfte in 
Deutschland auch Ereignisse wie in Genua 
zu bewältigen seien. Vom Vorschlag des 
deutschen Bundesinnenministers Schily, ei- 
ne „europäische Krawallpolizei" einzurich- 
ten, glaube er nicht. dass er weiterführe. Es 
se dringend erforderlich. die po.izeiiichen 
Einsatztadtiken und -konze~te der nat ona- 
len Polizeien aufeinande; abzustimmen; 
hier liege eine wichtige Aufgabe der neu 
gegründeten Europäischen Polizeiakade- 
mie. Behrens: „So kann ein Schuh draus 
werden. Eine eigens geschaffene Poli- 
zeitruppe würde, fürchte ich, im luftleeren 
Raum agieren." 

Verzicht auf Musik 
Wegen der Terroranschläge auf die Ver- 
einigten Staaten wird das musikalische 
Programm des Weltkindertages im Land- 
tag am Donnerstag gestrichen. Land- 
tagspräsident Ulrich Schmidt zur Be- 
gründung: .Wir können nicht feiern. wenn 
eine ganze Nation um die Opfer dieses 
schreckiichen Terrorangrifis trauert' La- 
tino-Star Ruben Gomez, die Bands .AW 
und .Sons of Gastarbeitaw werden nicM 
auflreten. 

Landtag intern 13/2001 



Verkehrsausschuss nachts am Frachfflughafen 

Internationaler Hub mit Lärmproblern 
Der Verkehrs%usschuss informierte sich em Abend des 6. September unter Leitung sei- 
nes Vmibenden Manfred Hemmer @PD) über den Nachmugbetrieb am Flughafen 
Kdin/Bonn. Eingeladen waren auch drtikh ziust8ndige ~bgeordnae aus dem Rhein-Sieg- 
Kreis und Bonn. Außer von der GeschBfisführung der Flughafen Köin/Bonn GmbH (HE) 
wurtle der Ausschuss auch von seinem früheren Mitolied Wa)tw Bieber aus Troisdod be- 
grffBi, dar nach der Landtagswahl In den ~orstandsshb der FKE rÜcMe. Ein Forscherund 
ein Carrier-Manager berichteten von Ihrer Arbeit ßem88 dem Motto .Fmhtflu~ ist 
Nachtflug führte das Unternehmen den Ausschussmitgliedern, wle schon vor fünf Jeh- 
ren. aeaen Miiternacht den Container-Veriede-Betrieb in die Flieaer vor. mit denen Do- 

fung durch dieses Konzept lasse „noch lan- 
ge" auf sich warten. 
Ganz anders die Zahlen von Uwe Detering 
(ups). Seit dem letzten Besuch des Ver- 
kehrsausschusses 1996 und der politi- 
schen Sicherheit für 15 Jahre habe die Fir- 
ma eine neue Halle für die Frachtabferti- 
gung für 65 Millionen Mark ausgebaut. Jetzt 
müsse wieder entschieden werden: über ei- 
ne weitere Frachthalle, über Investitionen in 
Höhe von über 100 Millionen Dollar und 700 
neue Arbeitsplätze. ups weltweit habe 60 
neue Airbus 300 bestellt. Im Frühjahr 2002 
werde der erste Airbus 300 in KölnlBonn . -  

kumente und Waren aus aller Welt den Kunden in ganz Europa & ndchsten Tag zuge- ~~,h"~ftsfUhrer Wolfgang Klapdor und Auf- stellt werden können. 
s~chtsratsvorsitzender Norbert Ruther skiz- 

.Fluahalen zierten einleitend die aktuellen Probleme 
der kurzen 
Wege' 
nennt ach 
Köln/Bonn 
auch nach 
Fertigstel- 
lung des 
neuen Ter- 
minals 2; 
hier Skizze 
vom Entwurf 
mit /CE- 
Bahnhof, 
der noch 
nicht tertig 
gestellt ist. 

Das Thema Nachfflug am Flughafen 
KölnIBonn erregt seit Jahren die Gemüter 
der Bevölkerung und der Politiker, weil es ei- 
nerseits Voraussetzung für den Frachtflug 
ist und der Region Wirtschaftskraft und Ar- 
beitsplätze, andererseits der Bevölkerung 
im dichtbesiedelten Schneisenbereich die 
Lärmbelastung bringt. Die beiden Referate 
am 6. September spiegelten den Interes- 
senkonfiikl wider, der bei den Fraktionen 
Verkehrs- und Kommunalpolitiker trennt, 
aber auch Parlamentarier umtreibt, die.bei- 
de Interessen zu vertreten haben. Uber 
„Lärmwirkungsforschung" referierte Dr. 
Alexander Samel vom Deutschen Zentrum 
für Luft- und Raumfahrt Köln-Porz iDLR). 

ne die Belastung um drei Dezibel vermin- 
dert werden. Ebenfalls drei Dezibel weniger 
könne durch .stilleren Anflug" erreicht wer- 
den. 
Von den Messergebnissen in dem breit an- 
gelegten Projekt der Lärmwirkungsfor- 
schung. ohne und mit ,,passivem Schall- 
schutr, erwarten die Forscher einen .be- 
lastbaren Kriterienkatalog", der für Politik, 
Rechtsprechung, Flughafenbetreiber und 
die Flugzeugbautechnik maßgebend wer- 
den und dann möglichst auch internationale 
Geltung erlangen soll. 
Dr. Samel sprach auch das Thema „Gegen- 
schall" an. Dabei geht es darum, bei hohen 
Lärmwerten durch Geaenlärm bestimmte 

Anschließend stellte Uwe ~etering das Frequenzen auszuloschen. Geschafisfuhrer 
größte Frachtunternehmen am FKB. United Klapdor dazu. Erfolgreiche Lärmbekämp- 
Parcel Systems (ups). als hocheffizienten 
.global player' vor. 
In beiden Vorträgen wurden die Abgeordne- 
ten mit eindrucksvollen Zahlen konfrontiert. 
Dr. Samel berichtete über ein großes Pro- 
jekt. in dem der Schlaf von Probanden in 
2500 Nächten durch Wissenschaftler meh- 
rerer Disziplinen untersucht und damit der 
weltweite Forschungsstandard verdreifacht 
wird. Eine Unterhaltung erzeuge eine Lärm- 
belastung von 60. ein Düsentriebwerk von 
110 bis 120 Dezibel. teilte er mit. Durch 
Technik an Rümpfen,und Triebwerken kön- 

Haushaltsausschuss 

Klausur in Detmold 
Der Haushaits- und Finanzausschuss reist 
zur diesjahrigen Haushalrsklausur am 27. 
und 28. September nach Detmold. Zur Be- 
ratung stehen die Einzelpläne 20 (Allge- 
meine Finanzvetwaltung) und 12 (Finanz- 
mrnisterium) sowie das Haushaltsgesetz 
2002 an. Außerdem werden imDetmolder 
Rathaus aktuelle Themen der Region und 
des Landesteils Lippe dargestellt. 

.Wir wollen mir der Region im Frieden leben", sagt 
die Fiughalenleifung, pflegt die Landschaii und 
unterhdil tausend Heidschnucken. 

In der Sitzung am 6. September stand un- 
ter anderem das Thema Arbeitssituation 
in den Finanzämtern des Landes NRWs 
auf der Tagesordnung. .Die Steuer- 
verwaltung benötigt für ihre Aufgabenerte- 
digung hoch qualifiziertes Personal'. heißt 
es dazu in der Vorlage 131843 des Finanz- 
ministers. Sie biMe ihr Personal selbst aus 
und müsse rechtzeitig für den Bestand 
sorgen. Trotz realisierter kw-Vermerke 
könnten im Jahr 2002 wieder mehr Finanz- 
anwärter eingestellt werden, und zwar ins- 
gesamt 340. Beim Aufstieg vom mittleren 

am FKB. Der Bahnanschluss, der laut Pla- 
nung eigentlich fertig sein sollte. fehlt noch. 
Der Köln-Bonner Flughafen werde, wenn 
der Bahnanschluss fertig sei. einer der kun- 
denfreundlichsten Flughäfen der Welt (mit 
besten Verkehrsanbindungen) sein, sagte 
Klapdor. Die FKB habe in den letzten Jahren 
931 Millionen Mark in den Ausbau investiert, 
denn beim Luftverkehr haridele es sich um 
eine Zukunftsbranche. Bei Passagierflügen 
habe es nach dem Umzug der Bundesre- 
gierung einen Rückgang gegeben, der solle 
aber aufgeholt werden. Zur Verringerung 
von .Rollverkehr" solle die 3800-Meter- 
Start- und Landebahn um 400 Meter verlän- 
gert werden. Aber, so Klapdor: ,.Das Lärm- 
problem bleibt." 
Der FKB nimmt nicht nur für Umwelt- und 
Naturschutz viel Geld in die Hand. Er führt 
auch das aufwändigste Schallschutzpro- 
gramm Europas durch. Mit dem Einbau von 
Schallschutzfenstern in den Schlafräumen 
(samt Belüftung) seien die Anwohner zufrie- 
den, erfuhren die Abgeordneten. Ortskundi- 
ge Parlamentarier wiesen jedoch auf Angs- 
te der Bevölkerung vor der Zukunft, vor wei- 
terer Zunahme vor allem des Nachtflugs hin 
(siehe auch Seite 13). 
,.Eckpunkte der Luftverkehrspolitik" der 
CDU-Fraktion und die Luftverkehrskon- 
zeption 2010 der Landesregierung, beide 
auf der Tagesordnung des Ausschusses, 
gehen von hohen Zuwachsraten auch bei 
Luftfracht aus. In der Plenarsitzung am 12. 
September, die wegen des Terroranschlags 
in den USA verschoben wurde, sollte laut ei- 
nem FDP-Antrag beschlossen werden, dass 
die NRW-Luitverkehrskonzeption der Lan- 
desregierung der Zustimmung des Parla- 
ments bedürfe. Dazu hatten SPD und GRU- 
NE einen Antrag vorgelegt. wonach der 
Landtag der Konzeption zustimme und .die 
Landesregierung auf(fordert), unter fort- 
währender Abwägung der wirtschaftlichen 
und ökologischen Belange sowie unter Be- 
achtuna der Interessen der Anwohnerinnen 
und ~iwohner diese Konzeption umzuset- 
zen". Der CDU-Antrag ("EckpunMe") sei da- 
mit erledigt. 

in den gehobenen Dienst finde für 120 
Aufstiegsstellen eine Bestenauslese staK 
Beschäfügten des milliwen Dienstes sol- 
len mehr Aufgaben des gehobenen Diens- 
tes übertragen werden. Dadurch soll auch 
eine Verschiebung des gehobenen Diens- 
tes zum AuBendIenst erreicht werden. Eine 
Entlastung der Finanzämter wird von der 
vollelektronischen Steuererklärung erwar- 
tet allerdings erst mittelfristig. Dazu gehört 
die elebnische Übermittlung der Daten 
vom Arbeitgeber als Ersatz für den Eintrag 
auf der Lohnsteuerkarte. 
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Medienzu kunft: 
Zuschauer können 
aktiv eingreifen 
Ausschüsse besuchen Funkausstellung 
Bei einer Führung durch den techni- 
schen DNeMor des WDR, Dr. Dieter Hoff, 
Chefingenieur Dr. Oliver Werner und Dr. 
Andreas Wehr informiefien sich die Mit- 
glieder des Medienausschusses und 
des Hauptausschusses unter Leitung ih- 
rer .Vorsitzenden Claudia Nell-Paul und 
Edgar Momn (beide SPD) auf der Inter- (SPD), Mariin schlebu~ch Dietrich ~h iede  (beide CDU. dahinter Johannes Wahlenberg/Landtagsvenvaltung), 
nationalen Funkausstellung in Berlin Wolfgang Kölker (CDU), Papst Johannes Paul 11.. Anne-Hanne Siepenkothen (CDU), Legationsrat Peter Son- 
über die Neuheiten bei Rundfunk, nenhol, Jamal Karsli (GRÜNE), Barbara Wischermann (CDU. Ausschussvorsitzende). 
Fernsehen und den neuen Medien. 

Die Firma Loewe stellte ein neues Fern- 
sehgerät für analoges und digitales Illegale Einwanderung in Italien 
Fernsehen vor, mit dem auch Internetan- 
gebote und aktuelle Informationen ge- 
nutzt werden können. Dazu muss der Die meisten wollen nach Deutschland 
Fernseher mit einer ISDN-Leitung oder 
mit einem Modem an das lnternet ange- Anfang Juni unterrichtete sich eine Delegation des Petitionsausschusses unter Leitung 
schlossen werden. Noch fehlen aller- der Vorsitzenden Barbara Wischermann (CDU) Über das Flüchtlings~robiem und das 
dings entsprechende lnternetangebote Verfahren mit illegaler Einwanderung in Italien. Denn rund ein Dnnei dler 25 000 Einga- 
der Programmanbieter. ben pro Wahlperiode haben in NRW ProWeme mit dem Ausldnderrechi zum Inhalt. 
Das interaktive Fernsehen auf Basis der 
Multimedia Home Platform (MHP) wurde 
bei ARD, ZDF und RTL vorgestellL Die 
ARD präsentierte ihr neues interaktives 
TV-Portal, mit dem 18 Fernsehprogram- 
me, davon drei ausschließlich digital, 22 
Hörfunksender sowie zahlreiche multi 
mediale Dienste wie eine elektronische 
Programmzeitschrift und ein ARD-Onli- 
ne-Kanal als digitaler Videotext genutzt 
werden können. Für den interaktiven 
Austausch sei ein Rückkanal erforder- 
lich, mit dem zum Beispiel ausgewählte 
lnformationen auf den Bildschirm gela- 
den werden oder die Zuschauer sich ak- 
tiv an Fernsehshows beteiligen können. 
Das ZDF präsentierte das Multimedia- 
Angebot .ZDF Mobil', das bisher nur im 
Großraum Berlin empfangen werden 
kann. Damit steht dem Zuschauer ein so 
genanntes „Digitalbouquet" mit vier Pro- 
arammen zur Verfüauno. Durch traabare 
Geräte soll der ~b;uf von ~ro~rammen 
und Informationen von jedem Ort aus er- 
möglicht werden. Die Voraussetzung da- 
zu ist jedoch der weitere Ausbau des di- 
gital-terrestrischen Fernsehens. 
Auch RTL setzt auf die Interaktion mit 
den Zuschauern. So sollen bald E-Mails 
und elektronische Kurzmeldungen per 
Handy (SMS) über das Fernsehgerät 
versandt werden. Außerdem sollen die 
Zuschauer bei der Show .Wer wird Mil- 
lionär" am Fernseher mitraten können. 
Die Firma Blaupunkt stellte ein digitales 
Autoradio mit Fest~lattens~eicher und 
MP3-Modul vor. ~ a s   er& wird unter 
1 000 Mark kosten und auch Direktauf- 
nahmen aus den 150 digitalen Radio- 
Programmen ermöglichen. Digitaler 
Radioempfang sei in den überwiegen- 
den Teilen Deutschlands schon möglich. 
Hauptausschusworsitzender Edgar 
Moron (SPD) fragte nach dem Kernvor- 
teil des digitalen Radios. Claudia Nell- 
Paul (SPD), Vorsitzende des Medienaus- 
schusses, interessierte, wie die Auto- 
hersteller dessen Vorzüge bewerteten. 
Die Vertreter des Autoradioherstellers 
%läuterten, Vorteile seien die bessere 
Ubertragungsqualität und der höhere 
Komfort. Digitale Autoradios sollen ab 

In Gesprächen mit Vertretern des Innenmi- 
n~steriums, mit dem Regionalrat von Apulien 
und mit dem Präfekten sowie hochranaiaen 
Poiizeibeamten und ~renzschutzoffi&en 
in Bari erfuhren die Abgeordneten aus NRW 
von ,Kampagnenu zur Legalisierung des 
Aufenthalts von Einwanderern. Besonders 
beeindruckt waren sie von der Experimen- 
tierfreude, mit der Möglichkeiten zur legalen 
Einwanderung geschaffen werden. 
Dass die meisten Flüchtlinge aufgrund fa- 
miliärer Beziehungen oder wegen der bes- 
seren sozialen Versorgung von Italien aus in 
andere europäische Länder - in erster Li- 
nie nach Deutschland - weiterreisen wol- 
len, unterstreicht die europäische Bedeu- 
tung der Problematik. Die italienischen Ge- 
sprächspartner betonten immer wieder, 
Deutschland sei der wichtigste Ansprech- 
oartner und. Einheitliche Reaelunaen inner- 
halb der EU würden angestrebt. " 
Vertreter von Nichtregierungsstellen und 
des nationalen Flüchtlingsrates berichteten, 
dass die meiste Hilfe für Flüchtlinge vor Ort 
von kirchlichen und anderen karitativen Or- 
ganisationen geleistet werde. Die Arbeit der 

2002 serienmäßig in Fahrzeuge der 
Oberklasse eingebaut werden. Ver- 
schiedene Firmen in diesem Fahrzeug- 
Segment hätten bereits Aufträge erteilt. 
Weitere Neuigkeiten waren der DVD-Vi- 
deo-Recorder und der kleinste digitale 
Camcorder (rund 4600 DM) von zwei ja- 
panischen Herstellern. 
Danach informierten sich die Mitglieder 
des Medienausschusses beim Fraunho- 
fer Institut für Medienkommunikation 
über die dort entwickelte virtuelle Stu- 
diotechnik. Der Leiter des Instituts. Pro- 
fessor Dr. Martin Reiser, erläuterte das 
Ziel, in Kombination mit der Multimedia 
Home Platform ein interaktives N ohne 
Medienbruch zu entwickeln. mit dem 
auch Zusatzinformationen wie regionale 
Wetterdaten abzurufen sind. Computer- 
kenntnisse seien nicht erforderlich, da 
die Navigation über die Fernbedienung 
erfolgt. Sikia Winands 

zentralen Anerkennungskommission, die 
über Asylanträge entscheidet, sei verbes- 
serungswürdig. Weil es sich um nebenamtli- 
che Mitarbeiter handelt, können Antragstei- 
ler nicht ausreichend angehört werden. Fi- 
nanzielle Zuwendungen an Asylantrag- 
steller sind auf 45 Tage begrenzt. Ein natio- 
nales Unterbringungssystem befindet sich 
gerade erst im Aufbau. 
Auch im Vatikan wurden Ausländer- und 
Flüchtlingsprobleme besprochen. Zum The- 
ma "Kirchenasyl" erklärten die Erzbischöfe. 
dass die Kirche zwar gegen Illegalität, aber 
immer für den illegalen Menschen sei. Ob- 
wohl die Kirche kein rechtsfreier Raum sei, 
suchten Einzelne in der Kirche und bei Seel- 
sorgern Schutz. Das bringe die Kirche in 
Konflikte. Kompromisse seien der Ausweg. 
Dte Ausschussdelegation aus NRW tausch- 
te auch mit den Bürgerbeauftragten von La- 
tium und Kampanien Erfahrungen aus. in 
Italien gibt es keinen,Petitionsausschuss auf 
nationaler Ebene. Ahnliche Aufgaben wie 
der NRW-Petitionsausschuss nimmt der als 
Ombudsmann tätige Bürgerbeauftragte 
wahr. 

Plenarsitzung - 
mit umfangreicher 
Tagesordnung 
15 Tagesordnungspunkte stehen auf der 
Plenarsitzung am 19. September. Die 
CDU will verhindern, dass die konventio- 
nelle Landwirtschaft bei der Agrarwende 
ins Hintertreffen gerät (Antrag Drs. 
1311 536). 
Die Polizei soll das Recht erhalten. für 
begrenzte Zeit gewalttätige Ehemänner 
aus der Familienwohnung zu verweisen 
- diesen Gesetzentwurf (Drs. 1311 525) 
berät der Landtag in erster Lesung. Wei- 
teres Thema ist unter anderem der Jus- 
tizbereich, wo nach dem Willen der Ko- 
alitionsfraktionen (Antrag Drs. 1311542) 
die Ausbildung weiter verbessert werden 
soll. 

Landtag intern 13/2001 



Datensicherheit 

Verlockende Aussichten: Behördengänge per Comp 

Elektronische 
Unterschrift leitet 
bahnbrechende 
Entwicklung ein 

U 

Steuererklärungen online, Antragsformulare 
zum Downloaden, Ummeldungen von Kfz- 
Fahrzeugen .mal eben" von zu Hause? Eine 
sicherlich verlockende Vorstellung undmitt- 
lerweile wohl auch kein unrealistisches 
Sciencefiction-Modell mehr. All dies liegt, so 
verspricht es das neue e-Medium, bald im 
Bereich des Möglichen. Aber: Wie sicher 
sind eigentlich diese Prozeduren? Dazu 
hörten der Ausschuss für Innere Verwaltung 
(Vorsitzender Klaus Stallmann, CDU) und 
der Medienausschuss (Vorsitzende Claudia 

Technologie alle Verwaltungsprozesse ver- 
bessern" (Drs. 131755) und dem der FDP- 
Fraktion khancen de; Informationsgesell- 
schafl konsequent nutzen" (Drs. 131760). 
Zu dieser Ausschusssitzung waren ver- 
schiedene Sachverständige aus Wirtschaft, 
Verwaltung und Politik eingeladen worden, 
um Erfahrungen. zu berücksichtigende Pro- 
bleme und mögliche Lösungsstrategien 
vorzustellen. Denn. "nutzen wir (. . . ) das In- 
ternet zur ~ b w i c k i ü n ~  privater' ~eschäfte 
oder als Ersatz für Behördengänge (. . .), ai- 
so e-Business und e-Government, dann 
kommen natürlich Fragen nach Daten- 
schutz. Datensicherheit und Rechtsverbind- 
lichkeit auf", so der Ausschussvorsitzende 
Klaus Stallmann (CDU). 
Die Experten gaben ihre Einschätzung der 
gegenwärtigen Situation ab und nannten 
Voraussetzungen für eine sinnvolle und si- 
chere Nutzung der neuen Technologien. Der 
Vertreter der Medienakademie Köln. Ger- 
lach. betonte den instrumentalen Charakter 

Nell-Paui, SPD) Anlang September in ol- des Netzes und gab an. Ausgangsp~nkt lur 
fentlicher Sitzung Sachverstandige an alle Uberleg~ngen musse die Sinnhaftigkeit 

Blick in die Reihe der Sachverständigen (v.L): Klaus Baus vom Bundesamt für Sicherheit in der Informa- 
tlonstechnik, NRW-Datenschiikarin Beiiina Sokol und Tl11 Schemmann von der Bundesnotarkarnmer. 

Foto: Schälte 

Begriffe wie e-Government, also die Ab- 
wicklung von Verwaltungsakten mit elektro- 
nischenMitteln. ta~chennlin bereits seit ge- 
raLmer Zeit immer wieaer a ~ f  und versore- 
chen mehr Bürgernähe, Transparenz 'und 
Rationalisierung der Verwaltung und damit 
letztendlich auch Einsparungsmöglichkei- 
ten. Nicht zuletzt dieser Aspekt macht das 
Konzept für die von Finanzsorgen geplagte 
Verwaltung interessant. Das Konzept e-Bu- 
siness lockt mit bequemem Einkaufen von 
zu Hause. Gleichzeitig mit diesen Möglich- 
keiten treten allerdings auch immer wieder 
einige Hindernisse auf, werden Bedenken 
geäußert und vor allem die potentiellen Nut- 
Zer fragen nach den Risiken. 

Sicherheitsfragen 

Mit den Möglichkeiten und Grenzen solcher 
Konzeptionen beschäftigte sich die gemein- 
same Sitzung beider Ausschüsse. Es ging 
um den Antrag der Fraktionen von SPD und 
GRUNEN „Neues e-Medium nutzen -Wert- 
Schöpfung am Standort NRW beschleuni- 
gen" (Drs. 131712) sowie dem Erschlie- 
ßungsantrag der CDU-Fraktion .Mit neuer 

der Nutzung sein, sodass ein Einsatz nur 
dort anzudenken sei, wo tatsächliche Kos- 
ten-Nutzen-Vorteile existierten. Gleichzeitig 
müsste die Verständlichkeit der Prozeduren 
im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit stehen, 
wobei die Medienkompetenz der Bürger zu 
berücksichtigen sei. 
Bernd Felder von Mummert + Partner er- 
klärte, eine Spaltung der Bürger in "lnternet- 
user" und Jnternet-looser" müsse verhin- 
dert werden. Im Weiteren biete das Konzept 
neben einer erhöhten Transparenz und Indi- 
vidualität Möglichkeiten zur Partizipation 
des Einzelnen und könne so mit dazu bei- 
tragen, die viel zitierte Politlkverdrossenheit 
abzubauen. Nicht zuletzt könne ein solches 
Angebot für NRW einen Standortvorteil dar- 
stellen, Arbeitsplätze schaffen und weitere 
Impulse geben. 
Die Landesbeauftragte für den Daten- 
schutz, Bettina Sokol, nannte sechs Bedin- 
gungen. die bei einem elektronischen Ver- 
kehr zwischen Bürgern und Verwaltung ge- 
währleistet sein müssten. Dies sei zum ei- 
nen die Vertraulichkeit der Daten, die z.6. 
durch Verschlüsselungssysteme erreicht 
werden könnte. Des Weiteren müsse sowohl 
die Authentizität der Person als auch die In- 
tegrität der übermittelten Daten gesichert 

uter 
werden, welches beispielsweise mittels ei- 
nes Signaturverfahrens möglich sei. Gleich- 
zeitig müsse in vielen Fällen auch Anony- 
mität gewährleistet werden, denn, so mach- 
te sie deutlich, auf einem Amt müsse man 
sich auch nicht erst identifizieren, um 2.B. 
Antragsformulare zu erhalten. Auch das 
Konzept der inforrnationellen Gewaltentei- 
lung Se Z J  erhalten. sodass spez f sche In- 
formationen tatsachlich nur zu den entsore- 
chenden Stellen hingelangten. schließlich 
dürfte die interaktive Verwaltung keinen Er- 
satz, sondern lediglich eine Ergänzung dar- 
stellen, der persönliche Kontakt vor Ort 
müsse weiterhin möglich sein. 
Dr. Jörg Kastrup von GE Capital setzte sich 
mit den von SPD und GRUNEN angedach- 
ten Möglichkeiten einer NRW-Signatur Kar- 
te, die der Identifizierung dienen könnte, und 
einem NRW-Trustcenter auseinander. Er er- 
teilte zusammen mit der überwiegenden 
Zahl der Sachverständigen beiden eine Ab- 
sage mit der Begründung. es seien schon ei- 
nige Signaturkarten vorhanden, so bei- 
spielsweise von Industrie und Banken und 
auch Trustcenter würden bereits existieren. 
Ein eigenes NRW-Engagement in diesen 
Bereichen sei sehr kostenintensiv und kön- 
ne darüber hinaus bei mangelhafter Ver- 
knüpfung mit anderen Systemen leicht ei- 
nen .Inselcharakter" annehmen. Vielmehr 
müsse es darum gehen, „eine Brücke zu 
schlagen zu dem, was schon da ist". Ahnlich 
äußerte sich auch der Vertreter des Bundes- 
amtes für Sicherheit in der Informations- 
technik (BSI), Klaus Keus. Er machte dabei 
deutlich, dass eine isolierte Lösung wenig 
hilfreich sei, vielmehr spreche vieles für eine 
Kooperation zwischen öffentlicher Verwal- 
tung und der Wirtschaft. Allein der Düssel- 
dorfer Regierungspräsident Jürgen Büssow 
unterstützte NRW-Card und -Trustcenter. 
Jürgen Schwemmer von der Elektroni- 
schen Signatur Regulierungsbehörde für 
Telekommunikation wies noch einmal auf 
den technischen Eniwicklungsstand hin. 
M r der elektronischen Sianatur als Ersatz 
für die eigenhändige Unterschrift stehe 
man am Beginn einer bahnbrechenden 
Entwicklung. 
Auf die Frage des CDU-Abgeordneten Dr. 
Michael Brinkmeiers nach konkreten Maß- 
nahmen, die der Landtag ergreifen könne, 
machten die Sachversiandigen zahlreiche 
Vorschlaae So sei eine Definition der Ziel- 
setzung& von e-Government und eine 
Zeitschiene für die Realisierung von Projek- 
ten wünschenswert. Ferner m h s e  auf eine 
beschleunigte Gesetzgebung. zum Beispiel 
bei der Anpassung an die EU-Richtlinien 
und an das Bundessignaturgesetz, hinge- 
wirkt werden, wobei die europaweiten Ent- 
wicklungstendenzen der Medienwirtschaft 
nicht übersehen werden sollten. Weiter soi- 
le versucht werden, solche Prozesse her- 
auszufiltern. für die eine digitale Signatur 
dringend erforderlich sei, im Ubrigen aber 

Maßnahmenbündel 

die Nutzungsmöglichkeiten nicht zu 
blockieren. Auch die Kosten seien abzu- 
schätzen, da das Projekt in Nordrhein-West- 
falen auf ein Millionen-Förderprogramm 
hinauslaufen werde. Schließlich seien, da- 
mit das Projekt ins Rollen kommen könnte, 
dezentrale Lösungsmöglichkeiten zu favori- 
sieren. Stefanie Westermann 
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Klimaschutz 

Klimaschutzkonzept NRW 
Wirtschaftsminister Ernst Schwanhold 
hat dem Landtag am 4. September ein 
165 Seiten starkes .Klimaschutzkonzept 
NRW" zugeleitet (Vorlage 13/868). Es 
wurde auf Antrag der Fraktionen der 
SPD und der GRUNEN beschlossen, um 
seitens des Landes das Klimaschutzziel 
der Bundesregierung zu unterstützen, im 
Rahmen der Agenda 21 die CO2-Emis- 
sionen bis zum Jahr 2005 gegenüber 
1990 um 25 Prozent zu reduzieren. 

Das Klimaschutzkonzept NRW listet Maß- 
nahmen der Landespolitik zur Minderung 
der Treibhausgase auf und richtet sich auch 
an die Kommunen. die Bürger als Verbrau- 
cher und an die Unternehmen. Es soll 
Grundlage eines breiten Dialogs mit allen 
gesellschaftlichen Gruppen sein. Von der 
Integrierten Gesamtverkehrsplanung über 
Energiepolitik schlägt es den Bogen zur 
Kommunalpolitik und zu Maßnahmen priva- 
ter Haushalte. 
Für mehr klimabewusstes Handeln der 
Kommunen soll ein „interaktives Internet- 
portal" mit dem Namen .KommEN werben, 
das die Landesregierung einrichtet. Beson- 
ders engagierte Kommunen werden ausge- 
zeichnet und mit einem „European Award" 
belohnt. 
In privaten Haushalten soll die Energiespar- 
verordnung zur Emissionsminderung in Ge- 
bäuden beitragen. Das "Niedrig-Energie- 
haus" mit 30 Prozent weniger Heizenergie 
soll zum Standard bei Neubauten werden. 
Ein Sachverständiger für Wärmeschutz be- 
urteilt und belohnt das Energiesparen in 
Gebäuden. Freiwillige Vereinbarungen sol- 
len mit der Bauwirtschaft und mit Woh- 
nungsbauunternehmen zu mehr Klima- 
schutz führen. Mit den vier größten Unter- 
nehmen und dem Bau- und Liegenschafts- 
betrieb NRW sei im Mai 2001 ein ..Bündnis 
für Klimaschutz" unterzeichnet worden. 

Grüner Strom 

Die Einsoeisuna ,.arünen Stroms" habe den 
~nla~ebetreibe;n Vergütungen in Hohe von 
rlind 150 Millionen Mark zugefuhrt. erlautert 
das Ministerium. Die Landesreaieruna wer- 
de bevorzugt grünen Strom f6 ~anzeslie- 
genschaften beziehen, um diesen Markt zu 
unterstützen. in privaten Haushalten soll ei- 
ne Kampagne über Stand-by-Verluste. effizi- 
ente Haushaltsgeräte, stromsparende Un- 
terhaltungs- und Kommunikationselektronik 
und effizientes Heizen informieren. 
Mit dem ,,Wärmepumpen-Marktplatz NRW 
soll die Nachfrage nach dieser ausgereiften 
Technik gesteigert werden. Dazu soll es in 
jedem Februar ,,Wärmepumpen-Wochen" 
geben. Ein „Solar-Check NRW" informiert 
interessierte Hausbesitzer neutral über 
sinnvolle Solarenergienutzung. Der Solar- 
Check soll von Handwerkern angeboten 
werden. Die Kosten werden zu zwei Dritteln 
aus dem Landeshaushalt getragen. 
Zum Thema Abwasser führt das Wirt- 
schaftsministerium aus, 95 Prozent der 18 
Millionen Einwohner in NRW seien an voll- 
biologische Kläranlagen angeschlossen. 
Die 900 kommunalen Kläranlagen verbrau- 
chen erhebliche Energiemengen, die noch 
unzureichend aus dem eigenen Faulgas ge- 
wonnen würden. Ein Handbuch „Energie in 
Kläranlagen" enthalte eine Anleitung zur 
Optimierung des Energieverbrauchs. 
Im Handlungsfeld Außenwirtschaft wird auf 

Freiraum 1 - Kunst und Design gegen Ausgrenzung und Gewalt - ist das Thema einer Ausslellung, m ~ t  
der der Landtag eine Veranstaltungsreihe gegen Gewalt und Fremdenfeindlichkeit beginnt. Einen Bereich der 
vielfäiiigen ~r~sentalionen stellei die vom Bund Deutscher Grafik-Designer ausgewählten Wettbewerbs- 
olakate oeoen Rechfsradikalismus. Fremdenleindlichkeit und Intoleranz (Bild1 dar. Die bis zum 2 1. Seofember " - . . 
beölfnete Ausstellung wird zusamrnen mit dem Grafikerbund und der internationalen ~ünstlergrup~e .Frei- 
raum - Kunst gegen Gewail" durchgeführt Foto: Schalle 

Zweitägige Anhörung ,, Häusliche Gewalt" 
Die Ausschüsse für Frauenpolitik, Innere der Familie sei nicM nur privat, sondern 
Verwaltung und Kinder/Jugend/FamiIie auch eine öffentliche Angelegenheit, die 
führen am 25. und 26. Oktober ab 10 Uhr sanktioniert werden müsse. Nach dem Ak- 
eine zweittigige öffwtk'che Anhö~ng Im tionsplan der Bundesregierung zur Be- 
Plenarsaal zum Thema .HBusliche GewaiY kämpfung vwi Gewalt gegen Frauen solle 
durch. Zur Anhörung liegen ein CDU-An- nun auch die NRW-Landesregierung ei- 
trag "Gegen Gewalt in der Ehe - Rote Kar- nen Landesaktionsplan vorlegen. Der Poii- 
te für gewaltbereite EhepartneP (Dm zei soll erlaubt werden, Täter aus der 
13/851) und von SPD und GRUNEN,Hfius- Wohnung umgehend zu entfernen und ih- 
licher Gewalt entschieden entgegentreten nen die Rückkehr zu verbieten. Den Poli- 
- Aktionsplen der Bundesregierung unter- zelbeamtinnen und -beamten sollen 
stützen und durch Landesaktionsplan be- Handlungsanweisungen für den Einsatz 
oleiten' (Drs. 13/9 16) vor. oe häuslicher Gewalt aeaeben werden. Im 

Bereich der Justiz &Ibn die Rechts- 
Am 25. Oktober sind zJr Einführung In die position und der Schutz der Opfer gestärki 
Thematik Experten aus Deutschland und werden. Im Netzwerk der Frauenhilfe sol- 
Osterreich einaeladen. Außeraem werden len Lücken oeschlossen werden. 
~achversländige der Polizeigewerkschaf- 
ten und der Polizei angehöit Aus dem Be- 
reich der Justiz berichten unter anderem 
eine Familienrichlerin, eine Staatsanwältin 
und die Sonderdezernentin für häusliche 
Gewalt aus Bietefeld. Anschließend infor- 
mieren Vertreterinnen von Frauenhilfenet- 
zen über ihre Arbeit und Expertinnen über 
Projekle zur intewention und Prävention 
aus Niedenachsen, Berlin, NRW, Meck- 
lenburg und bsterreich. Am 26. OMober 
geht es um .Kinder in Gewaltbezbhun- 
gen". Dazu sind neun Sachverständige 
eingeladen. 
In ihren Anträgen weisen die Fraktimnen 
auf das Grundrecht auf Leben und kör- 
perliche Unversehrlheit einerseits und 
Gewalt gegenüber Frauen und Kindern 
als erschreckende Alltagserfahrung in 
Deutschland andererseits hin. Gewalt in 

Inzwischen kgen  bereits Stellungnahmen 
zur Anhörung vor, darunter das .Han- 
noversche intewentionsProjekl gegen 
MännerGewalt in der Familie" der Polizei- 
direktion Hannover (Zuschrift 13/776, 41 
Seiten). Bei den Anlagen befindet sich un- 
ter anderem ein Schreiben der Staatsan- 
waltschaft an einen Täter, der seiner ge- 
trennt lebenden Ehefrau aus Eifersucht 
ins Gesicht geschlagen und Ihr zwei Zäh- 
ne ausgeschlagen hane. Anstatt eines 
Strafverfahrens wegen Körperverletzung 
wird diesem Täter angeboten, an einem 
sozialen Tminingskurs für zu Gewalätig- 
keiten neigende Männer teilzunehmen. 
Bec erfolgreicher Teilnahme an einem so& 
chen Kurs wird dem Täter in Aussicht ge- 
stellt mit einer Verwarnung davonzukom- 
men und unter Währungsaufsicht nicht 
vorbestraft zu bleiben. 

internationale AMivitaten von Unternenmen Energie-, Umwelt- und Bergoaute~hnik aus 
und auf Emissionshandel einaeaanaen. Die NRW hin Im Jahr 2002 will die Landesreaie- 
Entwicklung geht weltweit in-~TchtÜng .In- rung einen Kongress zu „flexibien 
strumentenmix", stellt das Ministerium fest Instrumenten" des Klimaschutzes durch- 
und weist auf große Exportchancen der führen. 



Medien 

Fernsehen und Hörfunk des WDR sollen Lu 

Kufiurpoiitische Aufgaben des West- 
deutschen Rundfunks (WDR) war einer 
der Tagesordnungspunkte, die der Kul- 
tureusschuss unter seiner Vorsitzenden 
Renate Düttmann-Braun (CDU) in der 
letzten Sitzung abzuarbeiten hatte. Der 
stellvertretende WDR-Hörfunkdirektor 
und Programmchef WDR 5, Woifgang 
Schmitz, und der Kulturchef des WDR- 
Fernsehens, Helfried Spitra, legten den 
Ausschussmitgliedern ihre Berichte vor. 

Nach Schmitz' Worten wird das Hörfunk- 
Programm des WDR auf fünf Rund- 
funkwellen und in sechs Programmen aus- 
oestrahlt. Fur die Kultur würden am Tao eini- 
ge Stunden und Sendeplätze angesetzt. 
Kultur werde im WDR-Hörfunk nicht nur in 

körper" eher das ältere Publikum an, 
während ,,Eins LIVE" für das jüngere Publi- 
kum konzipiert wurde. Auch nTalkshows". 
wie der "Montalk", bei dem jeder dritte Gast 
aus der Kultur kommt, Hörspiele (es werden 
ca. 130 Sendungen im Jahr produziert, die 
bis zu 300000 Hörer pro Woche haben), 
Spätsendungen, Sendungen zur klassi- 
schen Musik oder auch zu regionalen Be- 
langen bieten. so der stellvertretende Hör- 
funkdirektor, den Zuhörerinnen und Zuhö- 
rern ein umfassendes kulturelles Angebot. 
Neben Vermittler sei der WDR auch Förde- 
rer von Kultur in NRW. Große Musikfestivals 
würden genauso unterstützt wie Kleinkunst- 
projekte. Der WDR sei auch Produzent und 
habe viele Künstler aus unterschiedlichen 
Bereichen angestellt. Der WDR wolle im 
Hörfunkbereich zunehmend ,.Lust auf Kultur 

,.Minderheitenprogrammen". d~e nur eine machen". Dazu gehorten vermenrt Hinweise 
Destimmte Klientel ansDrechen. aesendet. auf Kultu~eranstaltunaen Im aanzen Lan- 
sondern auch in .~assensendu~~en" uni 
tergebracht, die möglichst viele ansprechen 
sollen. Der WDR-Hörfunk erreicht insge- 
samt täglich 7,5 Millionen Hörer. auf die Kul- 
tursender WDR 3 und WDR 5 entfielen da- 
bei noch eine Million Hörer. 
Kultur, fuhr Schmitz (oberes Bild links) fort, 
solle nicht mehr nur in eigens dafür vorge- 
sehenen Sendungen gesendet werden, 
sondern im laufenden Programm ständig 
mit einfließen. Es gebe natürlich immer 
noch Sendungen. die speziell Gruppen mit 
Kultur ,,versorgen' sollten. WDR 4 zum Bei- 
cnial cnra~he mit Sendiinn~n wie Klann- 

desgebiet und mehr ~~rvicele'~tungen, wie 
zum Beispiel lnformationsangebote im In- 
ternet. 
Helfried Spitra (oberes Bild rechts) referier- 
te über das Kulturangebot im WDR-Fernse- 
hen. Der WDR arbeite nicht nur für das ei- 
gene Fernsehprogramm und das der ARD, 
sondern produziere auch Sendungen für 
ARTE, 3sat und PHOENIX. Die Themen der 
Sendungen wljrden oft auf allen diesen 
Kanälen gezeigt, aber mit anderer Gewich- 
tung im Inhalt. ob nun eher populär oder 
eher akademisch. Der Umfang und die Qua- 
lität der Wicc~nc~haf i=-  ktnd K8 ilttirahteilung 

vor aem a a c m e r s r e n o ~ ~ c n :  ~u58~m~ss~rs1uende  Giseia W a r m  ( a w l  im Gewfäch mit dem 
LWehIor des ~erbmdei  der ~ohnun~wirtschaft Rheinland Westlelen, ~ t a a t s i k r e ~ ~ r  a D. Burghard 
Schneider Ir.). daneben iwn links) GesehBlhfuhrer Rainer Wllzei und Holoer Hentschel von der L&- 
enfw/cklu&sgdscheir (LEG).  er Ausschuss für Stadiebau und ~ohn&gswesen hat zu dieser dffent- 
lichen Sikung am lü September Sachverständige hinzugezogen, um sich tiber die Robleme im Zu- 
sammenhatm miI dem Verlauf und der Privaüsiwng von Wohnunasbeständen in Nordrhein-Westfaien in- 
formieren wiassen &bei wurde deuiiich, dass d& verkauf ode;die Privefisierung von Mietwohnungen 
tief oreiiende Auswlikunmn auf d!e Wohnunasinhaber hat Die künftiae EnhWckluna aul dem Wohnunas- 
mLvi;l wird den zust&ndi&n Fechmhvss-weiterhin besohditlgen " ioto: ~ c h g t e  

st auf Kultur machen 
des WDR suche in Deutschland wahr- 
scheinlich ihresgleichen. Weiter gebe es 
ein umfassendes Angebot an Bildungs- und 
Musikprogrammen. 
Sendungen wie der Kulturspiegel in der 
ARD. Globus, Abenteuer Erde, Kopfball oder 
auch die Sendung mit der Maus sind zu viel 
gesehenen Dauerbrennern geworden, be- 
tonte Spitra. Es würden aber auch immer 
wieder neue Informations- und Kultursen- 
dungen ins Programm aufgenommen. Ein 
Beispiel sei die neu geplante Kindersen- 
dung "0-8-13, oder eine Sendung am 
Sonntagvormittag, die 90 Minuten dauern 
wird und ein breit aefächertes Kulturanae- 
bot zeigen soll. 
Für die Zukunft wolle der WDR sein Profil 
gezielt .,schärfenm und durch Partner- 
schaften mit dem Land und Firmen sein 
Kultur- und lnformationsangebot sichern 
und ausbauen. Christian Plog 

Zukunftsrat 
eingesetzt 
In einem Schreiben an Landtagsprdsi- 
dent Ulrich Schmidt hat Umweitministe- 
rin Bdrbel Höhn (GRÜNE) mitgeteilt, die 
Landesregierung habe einen .Zukunfts- 
rat NRW eingesetzt Der Rat habe die 
Aufgabe, die Landesregierung in allen 
mit der Agenda 21 NRW und der nach- 
haltigen Entwicklung zusammenhdngen- 
den Fragen zu beraten. Die erste Sitzung 
soll am 17. Oktober stattfinden. 

Dem Zukunftsrat NRW gehören 26 hoch- 
rangige Persönlichkeiten aus Wirtschaft 
Gewerkschaft, Wissenschait, Kirche, Ge- 
sellschaft Kultur, Sport und Medien an. 
Die Umweltministerin nennt ihre Namen: 
Professor Dr. Ursula Boos-Nünnino. Rek- 
torin der Universität Essen, BärbelDieck- 
mann, Oberbürgermeisterin der Stadt 
Bonn. Jochen Flasbarth, Präsident des 
Naturschutzbundes Deutschland, Dr. 
Thomas Fues, Eine-Welt-Beauftragter 
der Landesregierung, Franz Grave, Es- 
sener Weihbischof, Dieter Henrici, ge- 
schäftsführender Firmengesellschafter, 
Annette Hering, Bauunternehmerin, Ger- 
burg Jahnke, Künstlerin („Missfits"), Dr. 
Jürgen Kluge, McKinsey-Deutschland- 
chef, Dr. Kora Kristof, Wuppertal Instrtut, 
Johannes Lackmann, Bundesverband 
Erneuerbare Energie. Ewald Lienen, Trai- 
ner 1. FC Köln, Jeanine Meerapfel, Film- 
regisseurin, Professor Dr. Franz Nusche- 
ler, Direktor des Duisburger Instituts iür 
Entwicklung und Frieden, Fntz PleiQen, 
WDR-Intendant Dr. Marga Pröhl, Bertels- 
mann Stiftung, Professor Dr. Friedrich 
Schmidt-Bleek, Institut Faktor 10 in Car- 
noules/Prwence, Marion Schmidt-We- 
fels, Betriebsrätin Krefeld, Nicolaus 
Schneider, Vizepräses Evangelische Kir- 
che im Rheinland, Dr. Michael Schulen- 
burg, Cognis Deutschland, Britta Steil- 
mann, Texüluntemehmerin. Lena Stroth- 
mann, Handwerkskammer Bielefeld, 
Gerd Tenzer, Deutsche Telekom, Lutz 
Weischer, Sprecher der BUNWugend 
NRW, Dr. Loretta Würtenberger, Unter- 
nehmerin. und Dr. Jürgen Zech, Vor- 
standsvorsitzender Gerling Versiche- 
nings-Beteiligungs-AG. 
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Der Hausbesitzer schickte umfangreiche 
Unterlagen mit. auch um nachzuweisen, 
dass seine Heizanlage regelmäßig vom 
Gas- und Wasserinstallateur gewartet wer- 
de. Er kritisiert auch die Verflechtung des 
Zentralverbands der Schornsteinfeger .mit 
eindeutig wirtschaftlicher Vorteilnahme" 
durch die gesetzlich vorgeschriebene Ab- 
gasuntersucn~ng Bei der Abgassonoerun- 
tersuch~na fur Kfz hätten Verora~cher da- 
gegen dielWahlfreiheit zwischen zwei Über- 
wachungsvereinen und Kfz-Meisterbetrie- 
ben, dieauch gleichzeitig Reparaturen aus- 
führen könnten. In den Verbandsunterlaaen 
fand er Diskriminierendes über das Gei- 
zungs- und Sanitärhandwerk. Auch be- 
schwert er sich über das Vorgehen: „Der 
Schornsteinfeger hinterlegt einen Zettel im 
Briefkasten, in dem er sein Kommen ankün- 
digt." Mit dem Handwerksmeister könne da- 
gegen viel länger im Voraus ein für beide 
passender Termin abgesprochen werden. 
Die Bereitschaft zur Eigenbeteiligung an der 
Verbesserung der Lultqualität und Energie- 
einsparung werde im Keim erstickt, wenn 
nach Mehrkosten bei der Anschaffung einer 
emissionsarmen Heiztechnik dem Verbrau- 
cher auch noch eine staatliche Kontrolle 
auferlegt werde. die er zusätzlich zu bezah- 
len habe. Der Petent kommt zu dem 
Schluss, hier gehe es gar nicht um Umwelt- 
schutz. sondern um Vorteile für eine Berufs- 
gruppe. 
Das um Stellungnahme gebetene Wirt- 
schafLsministerium wies auf die 1999 erlas- 
sene „Kehr- und Uberprüfungsordnung" 
(KU0 NRW) hin. Danach muss nun auch die 
Brennwertgasheizung durch den Schorn- 
steinfeger zweijährlich überprüft und die CO- 
Messung durchgeführt werden. Vor dem Er- 
lass seien alle Fachleute und Kritiker an- 
gehört worden. Weder Hauseigentümer noch 
das Handwerk hätten Einwände erhoben. 

Krankenhaus 
statt Morphium 
.Seit einiger Zeit, da die Schmerzatta- 
cken immer heftiger werden, bin ich bei 
einer Arztin für Schmerztherapie in Be- 
handlung. Aber ich bekomme nur Medi- 
kamente, die nicht wirksam genug 
sind.. . Es muss doch möglich sein, dass 
ich ein Morphium-Medikament bekom- 
me, das sehr schnell die Schmerzen lin- 
dert ... Oder muss ich als alter Mann 
von 73 Jahren nach Holland fahren, um 
mir dort Dmgen zu besorgen?" 
Das schrieb ein von den Folgen einer 
Bandscheibenoperation geplagter Pati- 
ent aus Dortmund und bat den Petitions- 
ausschuss. seinen Hausarzt oder seine 
Schmerzärztin anzuweisen, ihm Morphi- 
um zu verschreiben. Die Schmerzen sei- 
en so heftig, dass er manchmal das 
ganze Haus mit seinem Schreien wecke. 
Die um SIellungnahme gebetene Arzte- 
kammer Westfalen-LIDD~ kam iedoch 
nach Auskünften der behandelnden Ärz- 
te verschiedener Fachrlchtungen zu der 
Erkenntnis, dass der Patient mehr als 
ausreichend therapiert worden sei. We- 
gen seiner meist wetterabhängigen 
Schmerzanfälle werde ein stationärer 
Krankenhausaufenthalt empfohlen, um 
eine ausreichende Attackenmedikation 
ZU entwickeln. Das teilte der Ausschuss 
dem Petenten mit, der jedoch dazu bis- 
her nicht bereit war. 

Eingaben 

Schornsteinfeger arbeiten weniger „schwarz6' 

Prüfen und Messen zur Gefahrenabwehr 
Ein Hausbesitzer beschwerte sich beim Petitionsausschuss über den Bezirks- 
schornsteinfeger. Er hatte in seinem Altbau vor zehn Jahren eine .umweltfreundliche und 
langfristig kostengünstige' Gasheizung mit Brennwer~YechnIk einbauen lassen, die vom 
Landesberabauamt bezuschusst wurde. 1997 erklärte ihm der Bezirksschornsteinfeaer. 
dass seine'Anlage von Messgebühren befreit sei. Jetzt jedoch solle er eine Abgas6es- 
sung durchführen lassen und dafür 52 Mark bezahlen. Seine Anlage solle jetzt alle zwei 
Jahre gemessen werden. 

Für das Ministerium sind solche Beschwer- 
den kein Einzelfall. Die Entwicklung zu sau- 
beren bzw. rußfreien Verbrennungstechni- 
ken hätten das Mehrgeschalt des Schorn- 
steinfegers in den letzten zwanzig Jahren 
deutlich zurückgedrängt. An die Stelle der 
"schwarzen Arbeit" sei die reine Uberprü- 
fungstätigkeit getreten, stellt es fest. Die so 
genannte „graue Arbeit" solle vor unsichtba- 
ren Gefahren wie Brand oder Vergiftung be- 
wahren und die Umwelt schützen. Sie sei für 

die Bürger weniger transparent. Beschwer- 
den beträfen meistens den Gasbereich und 
hier moderne Anlagen mit Brennwerttech- 
nik. Es mache jedoch wenig Sinn, dass der 
Installateur sich selbst überprüfe. 
Zusätzlich erläutert die Abteilung Bergbau 
und Energie der Bezirksregierung: Selbst 
bei modernsten Gasfeuerstätten gebe es 
Schwachstellen. So könne durch Korrosion 
der Abgaswege, Dichtungsverschleiß oder 
Verschmutzungen in den Abgasleitungen 
Kohlenmonoxid austreten. Insbesondere bei 
raumluftunabhängigen Anlagen könne be- 
reits ein einzelner Mangel zu einer Gefähr- 
dung führen, da hier eine Lüftung des Auf- 
stellraums nicht vorgeschrieben sei. 
So nützte es dem Petenten auch nichts, 
dass er sich umfassend informierte, sich mit 
der Rechtslage und Gutachten auseinan- 
dersetzte. ,,Wir haben den damaligen Veröf- 
fentlichungen und Gesetzeslagen vertraut 
und uns zu der teureren, aber ökologisch 
sinnvollen Heizungsanlage entschlossen. 
Und nun sollen wir nochmals draufzahlen", 
klagt er und rechnet für zehn Jahre mit neu- 
en Kosten von 900 Mark für Messen, Prüfen 
und Kehren. Der Petitionsausschuss konnte 
hier leider nicht helfen. 

1 zum Ausdruck 
: Ihrer Anteil- 

nahme an den 
Opfern des 
Terroran- 
schlags haben 
sich viele Men- 

I schen in das 
lm Landtea I ausgelegte 
Kondolenz- 
buch eingetra- 

k gen. Unter den 

I ersten war die- 
se Gruppe 
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Gesangverein 
F M c h  Hein- 
rlch 1912 aus 
Kamp-Llntfort 
die einen Tag 
nach dem An- 
schlag den 
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heii zu einer 
Beilsldsbezeu- 
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amerlkani- 
schen Volk 
nutzte. 

Foto: Schäife 
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Parlamentariergruppe besuchte das Nachbarland Polen, das in die EU strebt 

Beide Seiten 
wollen einen 
dauerhaften Dialog 

Sieben Mrtglieder der Deutsch-Polnr- 
schen Pariamentariergruppe des Land- 
tags haben auf Einladung der polnrschen 
Botschaft eine sechstagige Studrenrerse 
rn das Nachbarland unternommen. Voll 
des Lobes kehrten dre Abaeordneten 

schaftspolitik und Arbeitsmarkt (hier spielen 
die so genannten Ubergangsfristen eine be- 
sondere Rolle) wurden angesprochen. 
Das Thema Europa verließ die nordrhein- 
westfälischen Besucher auch nicht auf der 
zweiten Etappe, beim Besuch der Partnerre- 
gion Schlesien. Sie ist eine der wirtschaftlich 
stärksten und aktivsten Regionen Polens, 
die einen umfassenden Strukturwandel zu 
bewältigen hat: In den letzten Jahren sind 21 
Zechen geschlossen worden. über 80000 
Bergleute wurden entlassen. Dieser 
Strukturwandel wird dort als eine der größ- 
ten sozialen und wirtschaftlichen Heraus- 

Reise. die auch die Schattenseiten der 
deutsch-polnischen Geschichte nicht aus- 
sparte: In den Tagen zuvor halten die Gäste 
aus NRW am Denkmal der Helden des War- 
schauer Aufstands einen Kranz niederge- 
legt. In den ehemaligen Konzentrationsla- 
gern Auschwitz und Birkenau wurde an der 
Mauer des Todes der Opfer des Naziterrors 
gedacht. Ein Gespräch mit der Leitung der 
Gedenkstätte vertiefte die Eindrücke eben- 
so wie die Besichtigung der gerade eröffne- 
ten Ausstellungshalle, die mit Hilfe der Bun- 
desländer errichtet werden konnte. S.W. 

nach Nordrhern-Westfalen z i u c k  Polen forderungen angesehen, Hilfe und Unter- 
sei erniunges und nach vorn strebendes stutzung aus ~ordrhein-westfa~en, das vor Jugend triumphierte 
Land. Man habe außerordentlrch große demselben Problem gestanden hat, Ware 
Gastfreundschaft erfahren und fur die willkommen wie die Ges~rachsoartner in aufdem grünen Rasen 
weitere ~ n t w i c k l u n ~  der deutsch-polni- 
schen Beziehungen bleibende Eindrücke 
gesammelt. Dieses ResOrnee zog die Lei- 
terin der Delegation, Edith Müller (GRU- 
NE), Vizepräsidentin des Landtags NRW. 
Sie unterstrich aber auch, Nordrhein- 
Westfalen wäre angesichts der wirt- 
schaftlichen Entwicklung und der dabei 
erreichten Wachstumszahlen gut bera- 
ten, die Zusammenarbeit mit Polen weiter 
zu intensivieren und seine Repräsentanz 
in der Republik zu verstärken. Für die 
Delegation ist es wichtig, dass die in Po- 
len gesammelten Eindrücke und Informa- 
tionen in die Landespolitik einfließen und 
rasch umgesetzt werden. 

In Warschau informierten sich die Abgeord- 
neten über den Stand der Beitrittsver- 
handlungen Polens mit der Europäischen 
Union (EU). Sie zeigten sich beeindruckt 
von den Reformbemühungen, die das 
Nachbarland unternimmt, um sich den EU- 
Partnerländern anzunähern. Gespräche mit 
dem Leiter des mit den Beitrittsverhand- 
lungen betrauten Komitees für Europäische 
Integration zeigten, dass neben dem formel- 
len auch der „spontanev Integrationspro- 
zess von Bedeutung ist Hier wurden aus- 
ländische Direktinvestitionen und Koopera- 
tionen genannt und auf den hohen Wert von 
Partnerschaften und zwischenmenschli- 
chen Begegnungen hingewiesen. Auch die 
besondere - ' ' ' ' ' ' 

' 
irt- 

Katowice deutlich mach te i~uch  hier wurde 
der Wunsch nach mehr Investitionen nord- 
rhein-westfälischer Unternehmen deutlich. 
Auf polnischer Seite arbeitet mit Hilfe von 
europäischen ,Yor-Beitrittshilfen" die Agen- 
tur für Regionalentwicklung an der Aufgabe, 
den StruMurwandei im Bergbau zu beglei- 
ten und arbeitslose Bergarbeiter bei ihrem 
Weg in eine andere Tätigkeit durch Um- 
schulung zu unterstützen. 
Sehr beeindruckt waren die deutschen 
Gäste vom Besuch des Zentrums für Eu- 
ropäische Information, eines von 30 solcher 
Einrichtungen, die der polnischen Bevölke- 
rung die EU nahebringen sollen und über 
alle praktischen Fragen im Zusammenhang 
mit dem Beitritt aufklären.Aus dem ausführ- 
lichen Meinungsaustausch mit Mitgliedern 
des regionalen Parlaments war zu entneh- 
men. dass auch in Polen über Fragen der 
Regionen und ihre Rolle bei der Zusam- 
menarbeit innerhalb der EU nachgedacht 
wird. Die Landesparlamentarier aus NRW 
nahmen den Wunsch der schlesischen Kol- 
leginnen und Kollegen mit nach Hause, den 
Austausch zwischen beiden Parlamenten 
zu verstärken und zu einem dauerhaften 
Dialog zu gelangen. 
Letzte Station des mehrtägigen Besuchs 
war die Visite in Krakau. Diese alte Kul- 
turstadt zog die nordrhein-westfälischen 
Gäste so in den Bann, dass einige spontan 
versprachen: Hier kommen wir wieder hin. 

'halt war Abschluss einer 

- 
Es schien nur eine Frage der Zeit, bis das 
Runde den Weg ins Eckige des FC Land- 
tag finden würde. Klar dominant war der 
Gegner im DüsseMorfer Rheinstadion - 
die Mannschaft des Landessportbundes 
im Schnitt 15 Jahre jünger und dadurch 
laufstärker. Wen wundert's. Der FCL kam 
kaum einmal über die Mittellinie hinaus; 
einmal allerdings in einer außerordent- 
lich spektakulären Weise: Jens Harmeier, 
der Mittelfeld-Dynamo des FCL zog aus 
30 Metern ab, die Kugel krachte an das 
Quergestänge, von dort an den Rücken 
des Keepers, blieb aber im morastigen 
Boden zehn Zentimeter vor der Torlinie 
stecken. Zu diesem Zeitpunkt hätte ein 
Tor für den FCL den Spielverlauf aller- 
dings komplett auf den Kopf gestellt. 
Dass es zur Pause noch 0 : 0 stand, war 
vor allem Wolfgang Euteneuer, der eine 
überragende Partie im Abwehrzentrum 
des FCL lieferte, Torhüter Christoph Di- 
cke, der mit mehreren Fußparaden 
glänzte und damit ältere Zuschauer an 
den legendären Club-Totwart Heiner 
Stuhlfauth erinnerte, sowie etlichen 
Schüssen zu danken, die knapp am FCL- 
Kasten vorbeimuschten. Die zweite 
Halbzeit dann konnte der FCL etwas 
ausgeglichener gestalten. Er zog einige 
gelungene Kombinationen auf, spielte 
nun mit und lauerte auf seine Chance. 
Tief in der zweiten Hälfte schlug es aber 
doch im eigenen Gehäuse ein. Aus- 
gangspunkt war eine zu kurze Abwehr. 
Der Ball kam zurück in den FCL-Straf- 
raum, und ähnlich wie beim Ausgleich 
von Michael Owen irn Match Deutsch- 
land gegen England, schoß die Sturm- 
spitze des Landessportbundes unter 
dem verzweifelt sich lang machenden 
Christoph Dicke ein. Wer allerdings ge- 
dacht hatte, der FCL würde nun zu- 
sammenbrechen, sah sich getäuscht. Im 
Gegenteil: Die Jungs zeigten Charakter 
und erspielten und erarbeiteten sich eini- 
ge sehr gute Chancen. Das wiederum er- 
öffnete nun dem Landessportbund mehr 
Raum, den das Team ohne Ansehen von 
Personen und Parlament nutzte. Nach 
dem 0 : 2 machte Wolfgang Euteneuer 
Druck aus dem Mittelfeld heraus und riss 
die Mannschaft nach vorne Soielfuhrer 
Günter Langen und ~ernhard'~enhum- 
berg wirbelten nun auf den Flügeln Wolf- 

Ukralnische Ga te  im Landtag: Vizeprdsident Dr. Helmuf Linssen (Mine) hat fnne Delegafion des gang ~ ü ~ k ~ ~  werner jostmeier 
Regionalen Psychiatrischen Hosptials Lemberg (Ukraine) begrütlt die einen Besuch erwiderte, den Be- cherten hinten ab, während ~~i~~ 
sch8ftlgte der Rheinischen Landeskliniken Langenfeld (vlerie V. r, die Wahikmisebgeordnete Glsela Ley, Cahnen von der Außenlinie coachte. Der 
SPD) im lekten Jahr der Ukraine abgestanet haiten. Der Vizeprasident begrfißte den Ausbau der Bezle- ~ ~ f ~ l ~  blieb dem FCL jedoch versagt, ~i,, 
hungen zwischen beiden Klinken; das signalisiere das ungebrochene Interesse an einer grenzüber- brachte das Endergebnis :3, 
schreitenden Partnerschaft Im zusammenwachsenden Europa. 
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schaft in Grund und Boden, das sei kein Bei- Opposition gegen trag zur Starkung, sondern zu Abschwa- 
chung Das Land sei stark exportabhangig 

Politik der „einge- Der eingeleitete StruHurwande werde fort- 
gefuhrt Die Unternehmensgrundungen 

Schlafenen Hand" wuchsen, der Bereich kleiner und mittlerer 
Unternehmen werde sestarkt, inzwischen 

SPD: Schlechtreden reicht nicht 

Angesichts der negativen Daten zur wirt- 
schaftlichen EnWcklung des Landes 
fordern die beiden Oppositionsfraktio- 
nen .Schluss mit der Poktik der 
eingeschlafenen Hand" (CDU-Antrag 
13/1516) oder sprechen s ~ c h  fur ein Re- 
formpaket zur Belebung und Moderni- 
sierung der NRW- Wii-fschaft (FDP-Antrag 
13/1519) aus. Nach lebhafter Debatfe 
uberwies das Plenum beide Antrage ein- 
stimmig zur Abstimmung an den feder- 
führenden W/rtschaftsausschuss. 

Dr. Jurgen Ruttgers, CDU-Fraktionsvorsit- 
zender, nannte das Verhalten des Minister- 
prasidenten, der alle Warnungen der Union in 
den Wind geschlagen habe, „leichtfertig und 
unverantwortlich" Ruttgers „Die Menschen 
werden diese Arroganz bestrafen, weil sie 
wissen, dass man so nicht mit Menschen und 
mit wirtschaftlichen Situationen umgeht " Der 
Ministerprasident sei nicht lernfahig Er sei 
fur eine .miserablem' Verwaltungsreform ver- 
antwortlich, versage beim Personaiabbau, 
lasse eine Senkung der Investitionsausgaben 
durch den Finanzminister zu und tue nichts 
gegen den Investitionsstau in zweistelliger 
Milliardenhohe Der Fraktionschef „Die Sub- 
stanz verfallt, und die Zukunft der jungen Ge- 
neration wird durch Ihre Regierung verspielt, 
Herr Ministerprasident~" 

Jürgen Möllernann, Fraktionsvorsitzender 
der FDP, diagnostizierte, fur den auf NRW 
ausstrahlenden negativen Trend der Bun- 
despolitik sei Ministerprasident Clement als 
stellvertretender SPD-Bundesvorsitzender 
mitverantwonlich Mit seinem Versprechen, 
die Arbeitslosenzahlen im Lande zu sen- 
ken, habe er die Menschen enttauscht, be- 
tonte Mollemann Was jetzt qebraucht wer- 

liefen die ~orbereitungen zu einem Mittel- 
standgesetz Die SPD folge nicht dem Vor- 
schlag der Union, in NRW flachendeckend 
einen Niedriglohnsektor zu etablieren Ge- 
radezu absurd sei es, ein Vorziehen der 
Steuerreform 200312005 zu fordern. Die 
belaste namlich das Land und seine Ge- 
meinden mit 6,5 Milliarden Mark 

Sylvia Ldhrrnann, GRUNEN-Fraktionsvor- 
sitzende, bestritt der Opposition, als Lehr- 
meister in Wirtschaftspolitik aufzutreten Das 
Wort von der spezifischen NRW Wachs- 
tumsschwache sei eine alte Mar Sie unter- 
strich die wachstumsfordernde Rolle der 
Umweltwirtschait, Ressourceneinsparung 
konne „zu einem Motor fur Innovation Kos- 
teneinsparung, problemlosendes Wachstum 
und Beschaftigung werden" Auch die Oko- 
Steuer fuhre zu diesem Ziel, denn es sei bes- 
ser ,.heute Okosteuern als in funf Jahren ein 
neuer Schub von Arbeitslosen" 

Wirtschaftsminister Ernst Schwanhold 
(SPD) hielt dem CDU-Chef vor, er negiere 
die langst sichtbaren Erfolge der Forder- 
und der UmstrukturierungspoIitik im Lande 
Selbst im Ruhrgebiet, wo taglich Arbeits- 
platze wegfielen, seien die neuen Struktu- 
ren schon sichtbar Teile des Landes wie 
Sauerland, Siegerland, Ostwestfalen oder 
Munsterland hatten Arbeitslosenquoten 
zwischen funf und sieben Prozent - .,das 
sind Zahlen wie in Baden-Wurttemberg' Es 
gehe der Opposition nicht um eine wirkliche 
wirtschaitspolitische Debatte, sondern um 
,.billige Polemik und billigen Klamauk" 

Christian Weisbrich (CDU) forderte den Mi- 
nisterprasidenten zum falligen ,.politischen 
Konkurs" auf. wenn er zu seinen Verspre- 
chungen vor der Wahl und zur selbst ge- 
setzten Messlatte stehen wurde So gehe 
Glaubwurdiqkeit verloren. Kompetenzwirr- 

oe. sei ein Wachstums m&ls, a~sgelosr Harr, mange nae Koord nat~on uno rtompl - 
durch Flexib~l,sier~na aes Tarifrecnts a ~ r c h  zierte Foraersbsteme sch~fen Chaos n der 

~ ~ ~ . . <  

vorziehen der Steuerreform, durch eine 
Straffung der Wirtschaftsförderung auf klei- 
ne und mittlere Unternehmen im Lande und 
durch die Gründung eines eigenen Minis- 
teriums für den Mittelstand. 

Edgar Moron, SPD-Fraktionsvorsitzender, 
kritisierte, Rüttgers rede wesentliche Ele- 
mente der nordrhein-westfälischen Wirt- 

~echnolo~iep6iitik des Landes 

Marc Jan Eurnann (SPD) warf der Oppositi- 
on vor, sie ignoriere den Wandel im Lande, et- 
wa im Bereich Telekommunikation, Medien, 
Biotechnologie und Mikrosystematik Ironisch 
hieß er CDU und FDP .in den 50er-Jahren 
des letzten Jahrhunderts, des letzten Jahr- 
tausends" wtllkommen, .denn so denken Sie" 

Einen elgenen Platz I rn  Plenerssal, aber kein Rederecht - die Prüsidentln des Lmdesrechnungshofs Ute 
Scholla Wenn es nach der CDU-Opposition ginge, wilrde bei der Einbrlngung der LRH-Jahresberfchte 
deridsrn Pr6stdentfin ein solches Recht wr dem Landtag eingerBumt. Foto SchtVte 

Rüdiger Sagel (GRÜNE) erklärte, Rot-Grün 
habe den Reformstau aufgehoben. Der Kurs 
der,Konsolidierung werde fortgesetzt. Die 
GRUNEN hätten ein Zehn-Punkte-Pro- 
gramm mit dem Titel ,,Ecofit NRW", nachhal- 
tige Wirtschaft für mehr Beschäftigung. In- 
novation und stabilität, durchgesetzt. 

Ministerpräsident Wolfgang Clement 
(SPD) vermisste sachliche Argumente und 
beharrte: Die Arbeitslosigkeit im Lande sol- 
le weiterhin halbiert werden. bis 2005 solle 
sie unter eine halbe Million sinken. Schon 
jetzt vermindere sich die Langzeitarbeitslo- 
sigkeit bei Alteren und Jugendlichen deut- 
lich: „Das sind aber viel zu lange Schritte 
und viel zu wenige Erfolge. Deshalb drücke 
ich auf das Tempo und lege wirklich Wert 
auf die Zusammenarbeit mit allen." 

CDU will stärkere 
Finanzkontrolle 
Die nordrhein-westfalische CDU will, dass 
die Unabhängigkeit und Transparenz der 
Finanzkontrolle im Lande gestärM wer- 
den. Den entsprechenden Antrag (Drs. 
1311517) hat der Landtag einstimmig zur 
abschließenden Beratung an den Aus- 
schuss für Haushaltskontrolle - feder- 
führend - überwiesen. Mlchael Breuer 
(CDU) wies auf den Hintergrund der Be- 
strebungen seiner Fraktion hin: Dieöffent- 
lichen Haushalte verschuldeten immer 
stärker, die Mittelbewirtschaftung sei oft 
unzulänglich. Die Prüfungen der Kontroll- 
instanzen sollten schneller erfolgen; die 
Rolle des Parlaments müsse gestärkt 
werden. Die Wahl derldes Präsidentlin 
aes Landesrecnn~ngshofs (LRH) Jnd des 
Stellvertreters sollte i<~nitio m.t Zwe -Drit- 
tel-Mehrheit im ~arlament und mit be- 
grenzter Amtszeit erfolgen. Für Cornelia 
Tausch (SPD) ist die geforderte neue Art 
der Prüfung schon jetzt nach der Geset- 
zeslage möglich. Die CDU wolle die Sach- 
kunde des LRH durch die politische Be- 
wertung der Frakiionen ersetzen. Die Vor- 
schläge seien geeignet, die verfas- 
sungsrechtiich garantierte Unabhängig- 
keit des LRH auszuhöhlen. Für die FDP- 
Fraktion sah Dr. Jens Jordan die Unab- 
hängigkelt der LRH-Mitglieder nicht ge- 
fährdet -.es sei denn, Herr Breuer, durch 
Ihren Antrag'. Bei verstarkten Kontroll- 
rechten von Abgeordneten müsse der 
Datenschutz gewährleistet sein, gab er zu 
bedenken. Edlth MUUer (GRUNE) mein- 
te, die Parlamentarier Übten die schon ge- 
gebenen Kontrollrechte nicht ausrei- 
chend aus; es sei auf Dauer keine Lö- 
sung, dass diese Funktion auf die Mitglle- 
der des Haushaltskonlrollausschusses 
delegiert werde, der sich einmal im Jahr 
mit den .Highlightsg befasse. Das sei für 
ein kritisches, engagiertes und aktives 
Parlament zu wenig, urteilte sie. 
Finenzmlnlster Peer Stelnbrück (SPD) 
warf ein, die im Antrag vorgesehenen 
weitgehenden Kontroll- und Einsichts- 
rechte einzelner Abgeordneter gingen 
sehr weit. Die Landesverfassung sehe 
solche weitgehenden Regelungen nur für 
Untersuchungsausschüsse und den Peti- 
tionsausschuss vor. Außerdem gebe es 
einen Kembereich exekutiver Eigenver- 
antworlung der Regierung; der setze ei- 
nen vom Parlament nicht ausforschbaren 
Initiativ-, Beratungs- und Handlungsspiel- 
raum voraus. betonte der Minister. 

Landtag intcrn 13/?001 












